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Sitzung der Bürgerschaft
Die nächste Sitzung der Bürgerschaft findet am 

Mittwoch, dem 6. November 2019, um 13.30 Uhr statt.

Hamburg, den 29. Oktober 2019

Die Bürgerschaftskanzlei
	 Amtl. Anz. S. 1505

Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung

Der Aufenthalt folgender Personen ist unbekannt:
–	 Claudia Hanauer, geborene Bockelmann,  

geboren am 22. Januar 1969 und  
Raimund Siegfried Hanauer,  
zuletzt wohnhaft PO Box 47292 Abu Dhabi,  
Vereinigte Arabische Emirate,

–	 Alexander Xiaoyong Helsing-Hu,  
geboren am 29. September 1966,  
zuletzt wohnhaft Raalandsweg 3, 22559 Hamburg,

–	 Tatiana Bokkanova, geborene Zdorova,  
zuletzt wohnhaft Tibarg 48, 22459 Hamburg.

Im Dienstgebäude der Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen, Amt für Bauordnung und Hochbau, Neuen-
felder Straße 19, 21109 Hamburg, liegen zur öffentlichen 
Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354), zuletzt geändert am 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745), zu folgenden Geschäftszei-
chen:

–	 BSW/ABH23/00272/2017 – Überseequartier Süd  
– Bauantrag 06 – Bürogebäude F3 vom 15. Mai 2019,

–	 BSW/ABH23/00275/2017 – Überseequartier Süd  
– Bauantrag 09 – Bürogebäude D1 vom 4. April 2019,

–	 BSW/ABH23/00276/2017 – Überseequartier Süd  
– Bauantrag 10 – Hotelgebäude F1 + F4 vom 21. Mai 
2019

die Baugenehmigungsbescheide zur Einsicht und Abho-
lung von montags bis donnerstags in der Zeit zwischen  
9.00 Uhr bis 11.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr im 
Raum H.03.380 bereit.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Benachrich-
tigung das Dokument zwei Wochen nach der Bekanntma-
chung im Amtlichen Anzeiger als öffentlich zugestellt gilt. 
Durch diese öffentliche Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Hamburg, den 18. Oktober 2019

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
– Amt für Bauordnung und Hochbau –

Amtl. Anz. S. 1505

Bescheinigungsrichtlinien 
zur Anwendung der §§ 7 h, 10 f und § 11 a 

des Einkommensteuergesetzes (EStG)
Inhalt:

1. 	 Hinweis auf die Anordnung über die Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet des Einkommensteuerrechts

2. 	 Bescheinigungsverfahren

2.1 	 Beantragung der Bescheinigung

2.2 	 Umfang des Bescheinigungsverfahrens

3. 	 Belegenheit des Gebäudes in einem förmlich festge-
legten Sanierungsgebiet oder städtebaulichen Ent-
wicklungsbereich

4. 	 Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
im Sinne des § 7 h Absatz 1 Satz 1 EStG oder andere 
Maßnahmen im Sinne des § 7 h Absatz 1 Satz 2 EStG

4.1 	 Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
im Sinne des § 177 BauGB (§ 7 h Absatz 1 Satz 1 
EStG)

4.1.1 	 Modernisierung
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4.1.2	 Instandsetzung
4.2 	 Andere Maßnahmen an Gebäuden, die wegen ihrer 

geschichtlichen, künstlerischen oder städtebaulichen 
Bedeutung erhalten bleiben sollen (§ 7 h Absatz 1  
Satz 2 EStG)

4.3 	 Wiedererrichtung eines Gebäudes
5. 	 Festlegung des Sanierungsgebiets oder städtebauli-

chen Entwicklungsbereichs und Modernisierungs- 
oder Instandsetzungsverpflichtung vor Beginn der 
Baumaßnahme

6. 	 Höhe der Aufwendungen und Inhalt der Bescheini-
gung

7. 	 Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln
8. 	 Prüfungsrecht der Finanzbehörden
9. 	 Gebührenpflicht
10. 	 Inkrafttreten

Die Inanspruchnahme von erhöhten Absetzungen für 
Herstellungskosten oder Anschaffungskosten bei Gebäuden 
in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungs-
bereichen nach § 7 h EStG sowie die Regelung über den 
Abzug von Erhaltungsaufwand nach § 11 a EStG an solchen 
Gebäuden setzt eine Bescheinigung durch das zuständige 
Bezirksamt oder die Hamburgische Investitions- und För-
derbank (IFB) voraus.

Entsprechendes gilt für die Steuerbegünstigung nach 
§ 10f EStG bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäu-
den in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwick-
lungsbereichen.

1. 	 Hinweis auf die Anordnung über die Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet des Einkommensteuerrechts
Nach Abschnitt II der Anordnung über Zuständigkei-
ten auf dem Gebiet des Einkommensteuerrechts vom 
18. September 1995 (Amtl. Anz. S. 2265), zuletzt geän-
dert am 25. April 2017 (Amtl. Anz. S. 741, 742), sind die 
Bezirksämter u. a. zuständig für die Erteilung von 
Bescheinigungen nach § 11 a Absatz 4 in Verbindung 
mit § 7 h Absatz 2; nach § 7 h Absatz 2, soweit nicht 
Nummer 3.1. der oben benannten Zuständigkeitsan-
ordnung einschlägig ist; nach § 10 f Absätze 1 und 2 in 
Verbindung mit § 7 h Absatz 2 sowie § 11 a, soweit es 
sich um Gebäude in Sanierungsgebieten und städtebau-
lichen Entwicklungsbereichen handelt; die Hamburgi-
sche Investitions- und Förderbank für die Erteilung 
von Bescheinigungen nach § 7 h Absatz 2 bei Maßnah-
men im Sinne von § 7 h Absatz 1, sofern diese von der 
Hamburgischen Investitions- und Förderbank geför-
dert werden. Damit gelten die örtlich zuständigen 
Bezirksämter sowie die IFB (nach Abschnitt II Num-
mer 3.1 der oben benannten Zuständigkeitsanordnung 
des Senats) als Bescheinigungs- bzw. Gemeindebehörde 
im Sinne dieser Bescheinigungsrichtlinie zur Anwen-
dung der §§ 7 h, 10 f und 11 a EStG.

2. 	 Bescheinigungsverfahren
2.1 	 Beantragung der Bescheinigung

Die Bescheinigung ist objektbezogen zu beantragen. 
Für Gebäudeteile, die selbständige unbewegliche Wirt-
schaftsgüter sind, sowie für Eigentumswohnungen und 
im Teileigentum stehende Räume sind grundsätzlich 
jeweils eigenständige Bescheinigungen auszustellen.
In Fällen von Bauträger- oder Erwerbermodellen und 
Wohn- und Teileigentumsgemeinschaften kann statt-
dessen eine Gesamtbescheinigung inklusive der Auftei-
lung auf die einzelnen Teilobjekte ausgestellt werden, 

soweit der Antragsteller wirksam von den jeweiligen 
Erwerbern bevollmächtigt wurde. Ist eine Gesamtbe-
scheinigung erteilt worden, dürfen für diese Erwerber 
keine Einzelbescheinigungen mehr erteilt werden. Zur 
erforderlichen objektbezogenen Aufteilung der begüns-
tigten Aufwendungen vgl. Tz. 5.
Die Bescheinigung muss schriftlich von den Eigentü-
mern bzw. einem wirksam Bevollmächtigten beantragt 
werden (Anlage 1). An eine Vertretung ist eine Beschei-
nigung nur zu erteilen, wenn eine wirksame Vertre-
tungsbefugnis vorliegt.

2.2 	 Umfang des Bescheinigungsverfahrens
Das Bescheinigungsverfahren umfasst nach R 7 h Ab
satz 4 EStR die Prüfung,
1. 	 ob das Gebäude in einem förmlich festgelegten 

Sanierungsgebiet oder städtebaulichen Entwick-
lungsbereich belegen ist (Tz. 2 und 4),

2. 	 ob Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnah-
men im Sinne des § 7 h Absatz 1 Satz 1 EStG oder 
andere Maßnahmen im Sinne des § 7 h Absatz 1 Satz 
2 EStG durchgeführt worden sind (Tz. 3),

3. 	 in welcher Höhe Aufwendungen, die die Vorausset-
zungen der Nummer 2 erfüllen, angefallen sind (Tz. 
5),

4. 	 inwieweit Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln durch 
eine für Sanierungsgebiete oder städtebauliche Ent-
wicklungsbereiche zuständige Behörde bewilligt 
worden sind oder nach Ausstellung der Bescheini-
gung bewilligt werden (vgl. Tz. 6).

Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher 
noch in tatsächlicher Hinsicht der Nachprüfung durch 
die Finanzbehörden. Es handelt sich hierbei um einen 
Verwaltungsakt in Form eines Grundlagenbescheides, 
an den die Finanzbehörden im Rahmen des gesetzlich 
vorgegebenen Umfangs gebunden sind (§ 175 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung). Ist jedoch für 
die Finanzbehörde offensichtlich, dass die Bescheini-
gung für Maßnahmen erteilt worden ist, bei denen die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht vorliegen, hat die 
Finanzbehörde ein Remonstrationsrecht, das heißt, sie 
kann die Bescheinigungsbehörde zur Überprüfung ver-
anlassen sowie um Rücknahme oder Änderung der dem 
Antragsteller erteilten Bescheinigung innerhalb der 
Jahresfrist (§ 48 Absatz 4 des Hamburgischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes [HmbVwVfG]) nach Maßgabe 
des § 48 Absatz 1 HmbVwVfG bitten. Die Bescheini-
gungsbehörde ist verpflichtet, dem Finanzamt die 
Rücknahme oder Änderung der Bescheinigung mitzu-
teilen (§ 4 der Mitteilungsverordnung vom 7. Septem-
ber 1993, BGBl. 1993 I S. 1554).
Die bescheinigten Aufwendungen können steuerrecht-
lich nur berücksichtigt werden, wenn auch die weiteren 
steuerrechtlichen Voraussetzungen, die durch das 
zuständige Finanzamt geprüft werden, vorliegen (vgl. 
Tz. 8).
Die Bindungswirkung der ausgestellten Bescheinigung 
erstreckt sich daher nicht auf diese Punkte, die einer 
abschließenden Prüfung durch das Finanzamt vorbe-
halten sind.
In die Bescheinigung ist folgender Hinweis aufzuneh-
men:
„Diese Bescheinigung ist nicht alleinige Voraussetzung 
für die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung. 
Das Finanzamt prüft weitere steuerrechtliche Voraus-
setzungen, insbesondere die Abziehbarkeit der Auf-
wendungen als Betriebsausgaben, als Werbungskosten 
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oder wie Sonderausgaben und die Zugehörigkeit der 
Aufwendungen zu den Anschaffungskosten im Sinne 
des § 7 h Absatz 1 Satz 3 EStG oder zu den Herstel-
lungskosten, zum Erhaltungsaufwand oder zu den 
nicht abziehbaren Kosten.“

Um den Eigentümern frühzeitig Klarheit über den 
Inhalt der zu erwartenden Bescheinigung zu geben, 
kann die Bescheinigungsbehörde bereits eine schriftli-
che Zusicherung nach § 38 HmbVwVfG über die zu 
erwartende Bescheinigung geben. Die dabei zugrunde 
gelegten Voraussetzungen sind eindeutig darzustellen.

Die schriftliche Zusicherung hat den Hinweis zu ent-
halten, dass allein das zuständige Finanzamt prüft, ob 
steuerlich begünstigte Anschaffungs-, Herstellungs- 
oder Erhaltungskosten im Sinne der §§ 7 h, 10 f und 11 a 
EStG oder hiernach nicht begünstigte andere Kosten 
vorliegen.

Die Zusicherung ist keine Bescheinigung im Sinne des 
§ 7 h Absatz 2 EStG. Sie ist nicht zur Vorlage geeignet, 
um die erhöhten Absetzungen in Anspruch zu nehmen.

Eine verbindliche Auskunft über die voraussichtliche 
Bemessungsgrundlage der Steuervergünstigung kann 
nur das zuständige Finanzamt bei Vorliegen einer 
schriftlichen Zusicherung der Bescheinigungsbehörde 
unter den allgemeinen Voraussetzungen für die Ertei-
lung einer verbindlichen Auskunft durch die Finanz-
ämter geben.

3. 	 Belegenheit des Gebäudes in einem förmlich festge-
legten Sanierungsgebiet oder städtebaulichen Ent-
wicklungsbereich

Das Gebäude muss in einem förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet oder städtebaulichen Entwicklungs-
bereich belegen sein (vgl. auch Tz. 5). Aufwendungen 
für Maßnahmen an Gebäuden in anderen Gebieten 
sind nicht begünstigt.

Sanierungsgebiete und städtebauliche Entwicklungs-
bereiche werden durch Rechtsverordnung des Senats in 
Form einer Sanierungssatzung nach § 142 bzw. § 165 
BauGB förmlich festgelegt.

4. 	 Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
im Sinne des § 7 h Absatz 1 Satz 1 EStG oder andere 
Maßnahmen im Sinne des § 7 h Absatz 1 Satz 2 EStG

Die Gemeinde hat zu bescheinigen, dass

–	 Modernisierungs- oder Instandsetzungsmaßnah-
men im Sinne des § 177 BauGB (vgl. Tz. 4.1) oder

–	 Maßnahmen, zu deren Durchführung sich Eigentü-
mer gegenüber der Gemeinde verpflichtet haben 
und die der Erhaltung, Erneuerung und funktions-
gerechten Verwendung eines Gebäudes dienen, das 
wegen seiner geschichtlichen, künstlerischen oder 
städtebaulichen Bedeutung erhalten bleiben soll 
(vgl. Tz. 4.2),

durchgeführt worden sind und die Maßnahmen den 
Zielen und Zwecken der städtebaulichen Sanierung 
(§ 136 BauGB) oder Entwicklung (§ 165 BauGB) ent-
sprechen.

4.1 	 Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen im 
Sinne des § 177 BauGB (§ 7 h Absatz 1 Satz 1 EStG)

Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen in 
Sanierungsgebieten oder Entwicklungsbereichen im 
Sinne des § 177 BauGB sind Maßnahmen, die eine 
Gemeinde zur Beseitigung von Missständen durch ein 
Modernisierungsgebot und zur Behebung von Mängeln 
durch ein Instandsetzungsgebot anordnet (vgl. auch 
Tz. 5). Die Beseitigung von Missständen und Behe-

bung von Mängeln sind Maßnahmen, die den Zielen 
und Zwecken der städtebaulichen Sanierung und Ent-
wicklung dienen.
Bescheinigungsfähig sind auch Modernisierungs- oder 
Instandsetzungsmaßnahmen im Sinne des § 177 
BauGB, die auf Grund einer vor Beginn der Baumaß-
nahme abgeschlossenen schriftlich festgehaltenen Ver-
einbarung zwischen Eigentümer und der Gemeinde 
durchgeführt worden sind. Bei der Vereinbarung kann 
sich die Gemeinde der Antragsunterlagen zur Geneh-
migung nach § 144 Absatz 1 BauGB bedienen. Die feh-
lende Vereinbarung kann nicht durch die Erteilung 
einer Baugenehmigung oder den Genehmigungsbe-
scheid nach § 145 BauGB ersetzt werden.
Für die Ausstellung von Bescheinigungen für Moder-
nisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an 
Wohngebäuden in förmlich festgelegten Sanierungsge-
bieten, die auf der Grundlage eines Modernisierungs-
vertrages mit Mitteln der IFB entsprechend den jeweils 
gültigen Förderungsgrundsätzen durchgeführt wur-
den, ist die IFB entsprechend Abschnitt II Nummer 3.1 
der Anordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
des Einkommensteuerrechts vom 18. September 1995 
(siehe auch Tz. 1 dieser Bescheinigungsrichtlinie) 
zuständig.
4.1.1  Modernisierung
Durch Modernisierung zu beseitigende Missstände lie-
gen nach § 177 Absatz 2 BauGB insbesondere vor, wenn 
das Gebäude nicht den allgemeinen Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse entspricht. 
Die Obergrenze für bauliche Anforderungen bilden die 
Ziele und Zwecke der Sanierung (§ 136 in Verbindung 
mit § 140 Nummer 3 BauGB) oder Entwicklung (§ 165 
Absatz 3 BauGB), die Vorschriften der Hamburgischen 
Bauordnung und andere öffentlich-rechtliche Vor-
schriften über die Mindestanforderungen an die Bau-
ausführung und die Gebäudeausstattung.
Nicht jedes Zurückbleiben hinter den heutigen Anfor-
derungen begründet dabei einen Missstand.
Den Maßstab für den bescheinigungsfähigen erforder-
lichen Umfang der Modernisierung bilden die durch 
Rechtsverordnung des Senats über die förmliche Fest-
legung des Sanierungsgebietes und im Erneuerungs-
konzept zugrunde gelegten Ziele und Zwecke der 
Sanierung oder Entwicklung, zum Beispiel die Siche-
rung und Stärkung der vorhandenen Wohnfunktion in 
einem Stadtgebiet durch Erhaltung von preiswertem 
Wohnraum oder durch notwendige Ergänzung vorhan-
dener Wohnungen (soweit dies aus anderen Gründen 
nicht ausgeschlossen werden muss).
Dagegen können Maßnahmen in der Regel nicht gänz-
lich bescheinigt werden, wenn der Gebrauchswert des 
Gebäudes infolge der Modernisierung nach Beendi-
gung der Maßnahmen weit über diesen Anforderungen 
der Sanierung oder Entwicklung liegt. So werden zum 
Beispiel Modernisierungsmaßnahmen, die deutlich zu 
einer unerwünschten Änderung der bestehenden Sozi-
alstruktur (z. B. so genannte Luxusmodernisierungen 
von Wohnungen) oder Gewerbestruktur führen, von 
der Gemeinde nur insoweit bescheinigt, als dass sie der 
Verpflichtung gegenüber der Gemeinde entsprechen.
4.1.2  Instandsetzung
Durch Instandsetzung zu behebende Mängel im Sinne 
§ 177 Absatz 3 BauGB liegen vor, wenn durch nachträg-
liche Verschlechterung des Gebäudes (z. B. durch 
Abnutzung, Alterung, Witterungseinflüsse oder Ein-
wirkungen Dritter) insbesondere
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–	 die bestimmungsgemäße Nutzung des Gebäudes 
nicht nur unerheblich beeinträchtigt wird,

–	 das Gebäude nach seiner äußeren Beschaffenheit 
das Straßen- oder Ortsbild nicht nur unerheblich 
beeinträchtigt oder

–	 das Gebäude erneuerungsbedürftig ist und wegen 
seiner städtebaulichen, insbesondere geschichtli-
chen oder künstlerischen Bedeutung erhalten blei-
ben soll. Dafür ist nicht erforderlich, dass es sich um 
ein Baudenkmal im Sinne der Vorschriften des 
Hamburgischen Denkmalschutzgesetzes handelt.

Bescheinigungsfähig sind nur Maßnahmen, die auf die 
Wiederherstellung des baulichen Zustandes gerichtet 
sind, der ursprünglich vorhanden war (vgl. aber Tz. 
4.3). Laufende Instandhaltungsmaßnahmen sind nicht 
steuerlich begünstigt.

4.2	 Andere Maßnahmen an Gebäuden, die wegen ihrer 
geschichtlichen, künstlerischen oder städtebaulichen 
Bedeutung erhalten bleiben sollen (§ 7 h Absatz 1 Satz 2 
EStG)

Die Gemeinde muss neben der Belegenheit des Gebäu-
des in einem Sanierungsgebiet oder städtebaulichen 
Entwicklungsbereich bescheinigen, dass es sich um ein 
wegen seiner geschichtlichen, künstlerischen oder 
städtebaulichen Bedeutung erhaltenswertes Gebäude 
handelt. Diese bescheinigungsfähigen Aufwendungen 
für Herstellungskosten von Maßnahmen, die der Erhal-
tung, Erneuerung und funktionsgerechten Verwen-
dung des Gebäudes dienen, gehen über die Aufwen-
dungen nach § 7 h Absatz 1 Satz 1 EStG (vgl. Tz. 4.1) 
hinaus. Das Gebäude muss kein Baudenkmal im Sinne 
der Vorschriften des Hamburgischen Denkmalschutz-
gesetzes sein. Soweit es sich bei dem Gebäude um ein 
Baudenkmal handelt, ist auf die Möglichkeit der erhöh-
ten Absetzung bei Baudenkmälern nach § 7 i EStG 
hinzuweisen; im Übrigen sind in diesen Fällen die 
Bestimmungen des Hamburgischen Denkmalschutzge-
setzes und die Verwaltungsanweisung für die Erteilung 
von Bescheinigungen nach §§ 7 i, 10 f, 10 g, 11 b des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) und § 82 i der Ein-
kommensteuer-Durchführungsverordnung (ESt DV) 
vom 21. Februar 2017 (Amtl. Anz. 2017 S. 449 ff.) zu 
beachten.

In Betracht kommen Maßnahmen, die zur sinnvollen 
Nutzung des erhaltenswerten Gebäudes objektiv und 
nicht nur nach den Verhältnissen des Berechtigten 
notwendig sind. Zu solchen Maßnahmen zählen bei-
spielsweise

–	 der Erhalt und die Erneuerung eines Gebäudes 
(oder Gebäudeteiles), das für die Raumbildung eines 
Straßenzuges oder Marktplatzes von besonderer 
Bedeutung ist,

–	 die Umnutzung oder Umgestaltung eines Gebäudes 
(z. B. im Rahmen einer Konversion) oder Gebäude-
teiles (z. B. im Erd- oder Dachgeschoss), zum Bei-
spiel wenn das Gebäude unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten sonst nicht mehr nutzbar ist oder 
wenn das Gebäude nach den Zielen und Zwecken 
der Sanierung oder Entwicklung eine andere Funk-
tion erhalten soll,

–	 Maßnahmen zur notwendigen Anpassung an den 
allgemeinen Wohnungsstandard über die Min-
destanforderungen für Modernisierung im Sinne 
des § 177 BauGB (vgl. Tz. 4.1.1) hinaus. Dazu gehört 
jedoch zum Beispiel nicht der Einbau eines offenen 
Kamins oder eines Kachelofens, wenn bereits eine 

Heizungsanlage vorhanden ist, oder von Schwimm-
becken, Sauna, Bar etc.

Maßnahmen zur Errichtung neuer Stellplätze oder 
Garagen innerhalb oder außerhalb des Gebäudes kön-
nen nur bescheinigt werden, wenn sie zur sinnvollen 
Nutzung des Gebäudes unerlässlich sind. Aufwendun-
gen für neue Gebäudeteile zur Erweiterung der Nutz-
fläche, zum Beispiel Anbauten oder Erweiterungen, 
können nicht bescheinigt werden. Ausnahmen sind 
denkbar, wenn die Aufwendungen zur sinnvollen Nut-
zung unerlässlich sind und ohne sie eine Nutzung ent-
sprechend den Zielen und Zwecken der städtebauli-
chen Sanierung (§ 136 in Verbindung mit § 140 Num-
mer 3 BauGB) oder Entwicklung (§ 165 BauGB) objek-
tiv und nicht nur nach den Verhältnissen der Berech-
tigten ausgeschlossen ist. Entsprechendes gilt für Aus-
bauten, zum Beispiel des Dachgeschosses zur Erweite-
rung der Nutzfläche.

Bei Umnutzungen und Nutzungserweiterungen ist 
auch der rechtfertigende Ausnahmetatbestand zu 
bescheinigen und zu begründen, dass die Aufwendun-
gen zur sinnvollen Nutzung unerlässlich sind und ohne 
sie eine Nutzung entsprechend den Zielen und Zwe-
cken der städtebaulichen Sanierung oder Entwicklung 
objektiv und nicht nur nach den Verhältnissen des 
Berechtigten ausgeschlossen ist.

Entsteht durch die Baumaßnahmen ein steuerrechtlich 
selbständiges Wirtschaftsgut, zum Beispiel eine ge
trennt vom Gebäude errichtete Tiefgarage oder Außen-
anlagen (Straßenzufahrten, Hofbefestigung, Grün- und 
Gartenanlagen), sind die Aufwendungen grundsätzlich 
nicht nach § 7 h EStG begünstigt. Die Prüfung, ob ein 
selbständiges Wirtschaftsgut entstanden ist, obliegt 
den Finanzbehörden (vgl. Tz. 8).

Die Kosten für die Installation von Photovoltaikanla-
gen sind nicht begünstigt.

Bescheinigungsfähig sind nur Maßnahmen, zu deren 
Durchführung sich die Eigentümer gegenüber der 
Gemeinde vertraglich verpflichtet haben (zum Zeit-
punkt der Verpflichtung vgl. auch Tz. 5).

4.3 	 Wiedererrichtung eines Gebäudes

Der Abbau und die anschließende Wiedererrichtung 
des Gebäudes unter weitestgehender Wiederverwen-
dung der alten Bauteile (z. B. Teile der Fachwerktrag-
konstruktion und Dachdeckung) ist nur dann eine 
bescheinigungsfähige Sanierungsmaßnahme im Sinne 
des § 177 BauGB in Verbindung mit § 7 h EStG, wenn 
diese Rekonstruktion aus bautechnischen, sicherheit-
stechnischen oder wirtschaftlichen Gründen geboten 
ist.

Die Wiedererrichtung eines Gebäudes nach histori-
schem Vorbild nach dem Abriss sowie der Wiederauf-
bau eines zerstörten Gebäudes oder Gebäudeteils (z. B. 
in einer Baulücke) sind keine bescheinigungsfähigen 
Aufwendungen nach § 7 h EStG.

5. 	 Festlegung des Sanierungsgebiets oder städtebauli-
chen Entwicklungsbereichs und Modernisierungs- 
oder Instandsetzungsverpflichtung vor Beginn der 
Baumaßnahme

Vor Beginn der Baumaßnahme muss

–	 das Sanierungsgebiet oder der städtebauliche Ent-
wicklungsbereich förmlich festgelegt sein,

–	 das Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebot 
ausgesprochen oder die Vereinbarung abgeschlos-
sen worden sein (Tz. 4.1).
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Soweit einzelne Baumaßnahmen bereits vor den oben 
genannten Voraussetzungen durchgeführt wurden, 
kann eine Bescheinigung nicht erteilt werden. Die 
nachträgliche Festlegung oder Verpflichtung reicht 
nicht aus.

Werden das Sanierungsgebiet oder der städtebauliche 
Entwicklungsbereich oder die Verpflichtung im Ver-
laufe einer Baumaßnahme festgelegt, können nur die 
nach diesem Zeitpunkt durchgeführten Maßnahmen 
bescheinigt werden.

Wird die dem Objekt zugrunde liegende Sanierungssat-
zung während der Durchführung der Baumaßnahme 
oder danach aufgehoben, ist dies für die Begünstigung 
der bereits entstandenen oder noch entstehenden Auf-
wendungen ohne Bedeutung. Ausschlaggebend ist 
alleine die förmliche Festlegung als Sanierungsgebiet 
oder städtebaulicher Entwicklungsbereich im Zeit-
punkt des Beginns der Instandsetzungs-/Modernisie-
rungsmaßnahme.

Die Gemeindebehörde hat bereits bei Anordnung des 
Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebots oder im 
Rahmen der Vereinbarung (vgl. Tz. 4.1) hinzuweisen 
auf

–	 die Bedeutung für die Erteilung einer Bescheini-
gung,

–	 das eigenständige Prüfungsrecht der Finanzbehör-
den (vgl. Tz. 8).

6. 	 Höhe der Aufwendungen und Inhalt der Bescheini-
gung

Die Gemeinde hat nur tatsächlich angefallene Aufwen-
dungen zu bescheinigen. Dazu gehört nicht die eigene 
Arbeitsleistung der Eigentümer oder die Arbeitsleis-
tung aus unentgeltlicher Beschäftigung. Zu den 
bescheinigungsfähigen Aufwendungen gehören aber 
die auf begünstigte Maßnahmen entfallenden Lohn- 
und Gehaltskosten für eigene Arbeitnehmer, Material- 
und Betriebskosten, Aufwendungen für Arbeitsgeräte. 
Genehmigungs- und Prüfungsgebühren gehören zu 
den Kosten der genehmigten oder geprüften Baumaß-
nahme. Skonti, anteilige Beiträge zur Bauwesenversi-
cherung oder sonstige Abzüge mindern die zu berück-
sichtigenden Kosten. Die Prüfung schließt keine Preis- 
oder Angebotskontrolle ein.

Zu den bescheinigungsfähigen Aufwendungen gehören 
grundsätzlich auch die Gemeinkosten. In Bauträgerfäl-
len gehören zu den bescheinigungsfähigen Aufwen-
dungen auch die sogenannten Funktionsträgergebüh-
ren (z. B. Kosten eines Sanierungs- oder Entwicklungs-
trägers oder von Beauftragten im Sinne der §§ 157 und 
167 BauGB, Baubetreuungskosten; vergleiche im Ein-
zelnen BMF-Schreiben vom 20. Oktober 2003, BStBl. I 
S. 546), der Gewinnaufschlag des Bauträgers, die Grun-
derwerbsteuer sowie weitere Anschaffungsnebenkos-
ten. Die Entscheidung, ob diese Aufwendungen zum 
Beispiel den Herstellungs- oder Anschaffungskosten 
oder den sofort abziehbaren Werbungskosten zuzu-
rechnen sind, obliegt den Finanzbehörden. In diesen 
Fällen ist folgender Zusatz in die Bescheinigung aufzu-
nehmen:

„Zu den bescheinigten Aufwendungen gehören 
Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewinnauf-
schläge des Bauträgers, die Grunderwerbsteuer sowie 
weitere Anschaffungsnebenkosten. Begünstigt ist nur 
der Anteil, der nach den Feststellungen der Finanzbe-
hörden zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7 h 
Absatz 1 Satz 3 EStG oder den Herstellungskosten 

gehört, die auf die begünstigten Baumaßnahmen ent-
fallen.“

Werden Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, 
Gewinnaufschläge des Bauträgers, die Grunderwerb-
steuer sowie weitere Anschaffungsnebenkosten nicht 
bescheinigt, ist folgender Zusatz in die Bescheinigung 
aufzunehmen:

„Zusätzlich gehören zu den begünstigten Aufwendun-
gen Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewin-
naufschläge des Bauträgers, die Grunderwerbsteuer 
sowie weitere Anschaffungsnebenkosten. Davon ist 
jedoch nur der Anteil begünstigt, der nach den Fest-
stellungen der Finanzbehörde zu den Anschaffungs-
kosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG oder den 
Herstellungskosten gehört, die auf die begünstigte Bau-
maßnahmen entfallen.“

Zur hieraus folgenden Prüfverpflichtung der Finanzbe-
hörden siehe Tz. 8 Nummer 7.

Alle Rechnungsbeträge aus den detaillierten, nachvoll-
ziehbaren und prüffähigen Originalrechnungen sind 
vom Antragsteller vollständig nach Gewerken geordnet 
entsprechend dem Vordruck aufzulisten. Darin sind 
auch Angaben zum Zahlbetrag und Zahlungsdatum der 
einzelnen Rechnungen, sowie zum Zeitpunkt der Aus-
führung der Baumaßnahme zu tätigen. Außerdem muss 
daraus hervorgehen, welche der Rechnungen und in 
welcher Höhe Aufwendungen aus zusammengefassten 
Rechnungen auf Außenanlagen entfallen und welcher 
Art diese Außenanlagen sind. Erforderlich ist die Vor-
lage der Schlussrechnungen. Abschlagsrechnungen 
und Kostenvoranschläge ersetzen keine Schlussrech-
nung. Kassenzettel müssen Menge, Artikel und Preis 
eindeutig erkennen lassen.

Ist die Vorlage der Schlussrechnungen wegen der Insol-
venz des Bauträgers nicht möglich, kann die Bescheini-
gung nur erteilt werden, wenn die begünstigten Auf-
wendungen einzeln nach Gewerken durch ein vom 
Erwerber vorzulegendes Gutachten eines Bausachver-
ständigen nachgewiesen werden und er die Insolvenz 
des Bauträgers glaubhaft macht. Der an den Bauträger 
gezahlte Kaufpreis bildet die Obergrenze der beschei-
nigungsfähigen Aufwendungen. Pauschalrechnungen 
von Handwerkern können nur berücksichtigt werden, 
wenn das Original-Angebot, das dem Pauschalvertrag 
zugrunde liegt, beigefügt ist. Wenn es zur Prüfung der 
Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage der 
Original-Kalkulation verlangt werden. Genehmigungs- 
und Prüfungsgebühren gehören zu den Kosten der 
genehmigten oder geprüften Baumaßnahme.

Die Bescheinigungsbehörde hat zu bescheinigen, ob 
die dem Bescheinigungsantrag zugrunde liegende 
Maßnahme durchgeführt wurde und die Kosten durch 
Vorlage der Originalrechnungen nachgewiesen wur-
den.

Die eingereichte Rechnungsaufstellung ist zugleich 
Bestandteil der Bescheinigung (Pflichtanlage). Die 
Bescheinigungsbehörde hat darauf die anerkannten 
Aufwendungen kenntlich zu machen.

Betreffen Baumaßnahmen mehrere Sanierungs- oder 
Entwicklungsobjekte, für die jeweils selbständige 
Bescheinigungen auszustellen sind – beispielsweise 
mehrere Eigentumswohnungen in einem Gesamtob-
jekt, vgl. Tz. 2.1 – oder für die eine Gesamtbescheini-
gung ausgestellt wird und die Aufteilung in einer 
Anlage beigefügt ist, ist die Zuordnung der Gesamtauf-
wendungen grundsätzlich nach den vorgelegten Auftei-
lungsschlüsseln vorzunehmen, sofern diese nach rein 
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wirtschaftlichen Kriterien erfolgten. Andernfalls sind 
die Gesamtaufwendungen nach den folgenden Grund-
sätzen auf die Einzelobjekte aufzuteilen:

–	 Die das Gesamtgebäude (= Gemeinschaftseigen-
tum, beispielsweise tragende Elemente, Fassade, 
Dach, Treppenhaus) betreffenden Kosten sind den 
eigenständigen Gebäudeteilen jeweils anteilig nach 
dem Verhältnis der Nutzflächen zuzuordnen.

–	 Aufwendungen, die nicht das Gesamtgebäude 
betreffen, sind ebenfalls im Nutzflächenverhältnis 
aufzuteilen, soweit die Ausstattung der einzelnen 
Gebäudeteile identisch ist (beispielsweise vergleich-
bare Fliesen, Bodenbeläge, Sanitärinstallationen). 
Weichen die Ausstattungsmerkmale – etwa auf 
Grund von Sonderwünschen der Eigentümer – von-
einander ab oder betreffen Baumaßnahmen nur eine 
Wohnung, ist eine direkte Zuordnung zum Einzel-
objekt vorzunehmen.

In Fällen, in denen der Bauträger die einzelnen Eigen-
tumseinheiten zu unterschiedlichen Quadratmeter-
preisen veräußert, kann eine abweichende Aufteilung 
in Betracht kommen.

Gesamtaufwendungen sind die dem Bauträger in Rech-
nung gestellten und an den Erwerber weitergegebenen 
Kosten für Baumaßnahmen.

Bei Bauherren oder Erwerbern, die einem Bauträger, 
Baubetreuer oder Generalunternehmer mit der Durch-
führung der Maßnahmen beauftragt haben und in ver-
gleichbaren Fällen ist die notwendige Prüfung der 
Einzelleistungen nur möglich, wenn der Antragsteller 
die spezifizierten Originalrechnungen der Handwer-
ker, Subunternehmer und Lieferanten an den Bauträ-
ger oder Ähnliche sowie einen detaillierten Einzel-
nachweis über die Vergütungen für dessen eigene Leis-
tungen vorlegt. Wenn es zur Prüfung der Einzelleistun-
gen erforderlich ist, kann die Vorlage der Original-Kal-
kulation verlangt werden.

Bei mehrjährigen Baumaßnahmen sind der Beginn 
und das Ende der Baumaßnahmen in die Bescheini-
gung aufzunehmen.

Zu den bescheinigungsfähigen Aufwendungen gehört 
auch die in den Rechnungen ausgewiesene Umsatz-
steuer. Soweit die Umsatzsteuer als Vorsteuer abzugsfä-
hig ist, kann die Bescheinigung auf Begehren des 
Antragstellers auf die Nettorechnungsbeträge be
schränkt werden. Schuldet der Bauherr die Umsatz-
steuer aus den von ihm bezogenen Leistungen nach 
§ 13 b des Umsatzsteuergesetzes (UStG), kann die von 
ihm an die Finanzbehörde abgeführte Umsatzsteuer in 
die Bescheinigung einbezogen werden. Voraussetzung 
ist, dass die Anmeldung und Zahlung der nach § 13 b 
UStG geschuldeten Umsatzsteuer nachgewiesen ist.

7. 	 Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln

In die Bescheinigung sind die Zuschüsse aufzunehmen, 
die aus Sanierungs- oder Entwicklungsförderungsmit-
teln (in der Regel Städtebauförderung) bewilligt wur-
den. Sanierungs- oder Entwicklungsförderungsmittel 
sind Mittel des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
oder der Gemeindeverbände, die zur Förderung der 
Entwicklung oder Sanierung bestimmt sind (§§ 164 a 
und 164 b BauGB). Etwaige Zuschüsse aus anderen 
Förderprogrammen brauchen nicht bescheinigt zu 
werden.

Durch geeignete organisatorische Maßnahmen ist 
sicherzustellen, dass die Bescheinigung entsprechend 
§ 7 h Absatz 2 Satz 2 EStG (eigenständige Korrektur-

vorschrift) geändert werden kann, wenn solche 
Zuschüsse nach dem Ausstellen der Bescheinigung 
gewährt werden (§ 4 der Mitteilungsverordnung). Die 
steuerliche Festsetzungsfrist ist insoweit unbeachtlich.

8. 	 Prüfungsrecht der Finanzbehörden

Die Finanzbehörden haben zu prüfen,

1. 	 ob die vorgelegte Bescheinigung von der zuständi-
gen Bescheinigungsbehörde ausgestellt worden ist,

2. 	 ob die bescheinigten Aufwendungen steuerrecht-
lich dem Gebäude zuzuordnen sind,

3. 	 ob die bescheinigten Aufwendungen zu den Her-
stellungskosten (an einem bereits bestehenden 
Gebäude) oder den nach § 7 h Absatz 1 Satz 3 EStG 
begünstigten Anschaffungskosten, zu den sofort 
abziehbaren Betriebsausgaben oder Werbungskos-
ten, insbesondere zum Erhaltungsaufwand oder zu 
den nicht abziehbaren Ausgaben gehören,

4. 	 ob weitere Zuschüsse für die bescheinigten Aufwen-
dungen gewährt werden oder worden sind,

5. 	 ob die Aufwendungen bei einer Einkunftsart oder 
bei einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Gebäude wie Sonderausgaben berücksichtigt wer-
den können,

6. 	 in welchem Veranlagungszeitraum die erhöhten 
Absetzungen, die Verteilung von Erhaltungsauf-
wand oder der Abzug wie Sonderausgaben erstmals 
in Anspruch genommen werden können,

7. 	 in welcher Höhe Gemeinkosten, Funktionsträger-
gebühren, Gewinnaufschläge, Grunderwerbsteuer 
sowie weitere Anschaffungsnebenkosten angefallen 
sind und in welcher Höhe diese auf die begünstigten 
Maßnahmen entfallen.

9. 	 Gebührenpflicht

Die Ausstellung und Ablehnung von Bescheinigungen 
nach §§ 7 h, 10 f und 11 a EStG sind nach Maßgabe der 
§§ 3, 12, 15 des Gebührengesetzes (GebG) vom 5. März 
1986 in Verbindung mit Nummer 5 a der Anlage zum 
GebG gebührenpflichtig.

Für die Ausstellung und Ablehnung von Bescheinigun-
gen nach § 7 h EStG erhebt die Hamburgische Investi-
tions- und Förderbank Gebühren auf der Grundlage 
von § 20 des Gesetzes über die Hamburgische Investi-
tions- und Förderbank in Verbindung mit Nummer 2 
der Anlage zur Gebührenordnung für die Hamburgi-
sche Investitions- und Förderbank.

Auf diese Gebührenpflicht soll bei der Antragstellung 
in geeigneter Form hingewiesen werden.

Die für die Erteilung der Bescheinigung angefallenen 
Gebühren gehören nicht zu den bescheinigungsfähigen 
Aufwendungen.

Diese Gebühren sind, sofern das Objekt zur Einkunfts-
erzielung genutzt wird, als Werbungskosten bzw. 
Betriebsausgaben abziehbar.

10.	 Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten am 30. Oktober 2019 in Kraft.

Hamburg, den 29. September 2019

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 1505
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Anlage 1

Muster für einen Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung gemäß §§ 7h, 10f, 11a Einkommensteuergesetz (EStG) 

Anlagen 

1. Pläne Bestand
2. Pläne mit Eintragung der Maßnahmen
3. Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebot oder Vereinbarung
4. Originalrechnungen (Schlussrechnungen)

Antragsteller 
Name, Vorname Wohnsitzfinanzbehörde:

Anschrift

Telefon 

Eigentümer sonstiger Bauberechtigter Vertreter des Eigentümers oder eines sonstigen Bauberechtigten 
(Vollmacht ist beigefügt)

1. Die Maßnahmen wurden durchgeführt an einem Gebäude (Gebäudeteil, der ein selbständiges
unbewegliches Wirtschaftsgut ist, einer Eigentumswohnung oder im Teileigentum stehenden Räumen) 

in einem Sanierungsgebiet in einem städtebaulichen Entwicklungsbereich 

Adresse des Objekts, bei einem Gebäudeteil zusätzlich genaue Beschreibung

2. Bezeichnung der Maßnahme:
in Übereinstimmung mit Anlage 2

3. Abschluss bei mehrjährigen Baumaßnahmen

Lfd. Nr. Maßnahme begonnen (Jahr) beendet (Jahr)

3a. Wohn-/Nutzflächen 

Vor Beginn der Baumaßnahmen: Wohnfläche qm Nutzfläche qm
Nach Beendigung der Baumaßnahmen: Wohnfläche qm Nutzfläche qm
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Lfd.
Nr.

Rechnungs-
datum

Kurzbezeichnung
von Gewerk oder

Bauteil

Abschluss der
Maßnahme 

Rechnungs-
betrag

Zahlungs-
betrag

Zahlungs-
datum 

in Position
enthaltene 
Außenanlagen

Prüfvermerk

Übertrag

Gebühren/Kosten für Rechnungs-
datum

Rechnungs-
betrag

Zahlungs-
betrag

Zahlungs-
datum

Zinsen der Zwischen- und Endfinanzierung

Vorauszahlung von Schuldzinsen

Zinsfreistellungsgebühren

Damnum, Disagio, Bearbeitungs- und Auszahlungsgebühren

Kosten der Darlehenssicherung

Garantie- und Bürgschaftsgebühren im Zusammenhang mit der
Vermietung bzw. Finanzierung

Gebühren im Zusammenhang mit der Zwischen- bzw.
Endfinanzierung
Gebühren für die Vermittlung des Objekts oder Eigenkapitals 
und des Treuhandauftrags
Abschlussgebühren

Courtage,Agio, Beratungs- und Bearbeitungsgebühren sowie 
Platzierungsgarantiegebühren

Kosten der Konzeptionserstellung und
Prospektprüfung
Treuhandgebühren und Baubetreuungskosten

Preissteigerungs-, Kosten– bzw. Vertragsdurchführungs-
Garantiegebühren
Vergütungen für Steuer- und Rechtsberatung

Beiträge zu Sach - und Haftpflichtversicherungen

Sonstiges

4. Aufstellung der Kosten
Die Kosten sind nach Gewerken oder Bauteilen (z.B. Einbau Zentralheizung) zu ordnen und laufend zu nummerieren. Skonti und 
sonstige Abzüge sind vom Rechnungsbetrag abzusetzen. Bei Bedarf weitere Blätter beifügen.

Gesamt

 Wegen Insolvenz des Bauträgers ist die Vorlage der Schlussrechnung nicht möglich (Gutachten eines Bausachverständigen) 
sowie 

 Nachweis/Beleg für Insolvenz sind beigefügt). 
 Antragsteller ist vorsteuerabzugsberechtigt  

An die Finanzbehörde abgeführte Umsatzsteuer nach § 13b UStG: ……….€ (Nachweise sind beigefügt)

5. Funktionsträgergebühren im Sinne des BMF-Schreibens vom 20. Oktober 2003 [BStBl l 2003 S. 546]
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6. Generalübernehmerverträge

ja  nein 

Wenn ja, dann
a) Eigentümer kauft nur die Sanierungsleistung (nur Kaufpreis angeben: Angaben zu 4. und 5. sind nicht erforderlich)
b) Gesamtkauf eines Grundstücks mit Sanierung (Angaben zu 4. und 5. sind erforderlich)
c) Kauf von Eigentumswohnung von einem Bauträger

Liegt ein Tatbestand der Fallgruppen b) oder c) vor, sind lediglich die erklärten und dem Grunde nach vom Bauamt geprüften 
Kosten zu bescheinigen. Die Zuordnung dieser Aufwendungen zu den Anschaffungskosten des Grund und Bodens, den
Anschaffungskosten des Altgebäudes bzw. den Anschaffungskosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG, den
Herstellungskosten bzw. Modernisierungsaufwendungen oder den sofort abzugsfähigen Werbungskosten/Betriebsausgaben nimmt 
die zuständige Finanzbehörde vor. 

7. Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln
Falls Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln (z.B. 
Städtebauförderung) gewährt worden sind, bitte hier auflisten. 

Zuschussgeber Baumaßnahme Datum der Bewilligung Betrag
€

Datum der Auszahlung

Gesamt

Summe der Kosten (Nr. 4)
abzüglich  Summe der Zuschüsse (Nr. 7)

Insgesamt

Ort, Datum  I Unterschrift
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Anlage 2

Muster für die Ausstellung einer Bescheinigung gemäß §§ 7h, 10f, 11a Einkommensteuergesetz (EStG) 

Anlagen 
Pläne zur Rückgabe 
Rechnungsaufstellung 
Originalrechnungen (Schlussrechnungen) 

Sehr geehrte 

(Die Bescheinigungsbehörde) bestätigt, dass das Gebäude (der Gebäudeteil, der ein selbständiges unbewegliches Wirtschaftsgut ist, die 
Eigentumswohnung oder die im Teileigentum stehenden Räume) 

(Genaue Adresse des Objekts, bei Gebäudeteilen zusätzlich genaue Beschreibung:)  
___________________________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________________ 

in einem durch Rechtsverordnung des Senats vom ..................  nach § 142 BauGB förmlich festgelegten Sanierungsgebiet belegen ist. 

in einem durch  Rechtsverordnung des Senats vom .................. nach § 165 BauGB förmlich festgelegten städtebaulichen 
Entwicklungsbereich belegen ist. 

An dem Gebäude sind durchgeführt worden:

o Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 177 BauGB
o Instandsetzungsmaßnahmen im Sinne des § 177 BauGB
o Maßnahmen, die der Erhaltung, Erneuerung und funktionsgerechten Verwendung eines Gebäudes dienen, das wegen seiner

• geschichtlichen
• künstlerischen oder
• städtebaulichen

Bedeutung erhaltenswert ist. 

Der Durchführung der Maßnahme lag zugrunde: 

Modernisierungsgebot vom .................. 
Instandsetzungsgebot vom ................. 

eine Vereinbarung zwischen dem Antragsteller und der Gemeinde vom ...................... 

Modernisierungsvertrag zwischen dem Antragsteller und der Hamburgischen Investitions- und Förderbank 

Die hieran in der Zeit vom …. bis …. durchgeführten Maßnahmen (konkrete Bezeichnung/ Beschreibung der Baumaßnahme) 
haben zu Aufwendungen von .......... € einschließlich         / ohne Umsatzsteuer  geführt.  

Die Aufwendungen sind in dem anliegenden Verzeichnis der Kosten, das Bestandteil dieser Bescheinigung ist, gekennzeichnet. Die Kosten 
sind durch die Originalrechnungen nachgewiesen worden. Die Baumaßnahmen wurden vor Beginn mit der Gemeinde abgestimmt. 

Die Bescheinigung ist nicht alleinige Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung. Die Finanzbehörde prüft weitere
steuerrechtliche Voraussetzungen, insbesondere die Abziehbarkeit der Aufwendungen als Betriebsausgaben, als  Werbungskosten oder
w i e  Sonderausgaben und die Zugehörigkeit der Aufwendungen zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG oder zu 
den Herstellungskosten, zum Erhaltungsaufwand oder zu den nicht abziehbaren Kosten.

Zu den bescheinigten Aufwendungen gehören Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren und/ oder Gewinnaufschläge des Bauträgers, die 
Grunderwerbsteuer sowie weitere Anschaffungsnebenkosten. Begünstigt ist nur der Anteil, der nach den Feststellungen der 
Finanzbehörden zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG oder den Herstellungskosten gehört, die auf die 
begünstigten Baumaßnahmen entfallen. 
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Zusätzlich gehören zu den begünstigten Aufwendungen, Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewinnaufschläge des Bauträgers, die 
Grunderwerbsteuer sowie weitere Anschaffungsnebenkosten. Davon ist jedoch nur der Anteil begünstigt, der nach den Feststellungen des 
Finanzamtes zu den Anschaffungskosten i. S. d. § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG oder den Herstellungskosten gehört, die auf die begünstigte 
Baumaßnahmen entfallen. 

Für die durchgeführte Baumaßnahme ________________________(konkrete Baumaßnahme/Beschreibung der Maßnahme) wurden aus öffentlichen 
Mitteln 

Zuschüsse von insgesamt €  gewährt, davon wurden
bewilligt €   am ,  ausgezahlt € am

bewilligt € am ,  ausgezahlt € am

keine Zuschüsse gewährt.

Werden solche Zuschüsse nach Ausstellung der Bescheinigung bewilligt, wird diese entsprechend geändert und der Finanzbehörde Mitteilung 
hiervon gemacht. Im Übrigen bleibt der Empfänger verpflichtet, für die Maßnahme vereinnahmte oder bewilligte Zuschüsse aus öffentlicher Kasse 
in seiner Steuererklärung der Finanzbehörde anzugeben, da sie zu einer Minderung der berücksichtigungsfähigen Aufwendungen führen. 

Es liegt eine Nutzungserweiterung oder Umnutzung vor.  
Aus folgenden Gründen ist sie ausnahmsweise förderfähig (vergleiche Textziffer 3.2. der Bescheinigungsrichtlinien): 
___________________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________________

Ergänzende Bemerkungen: 

Diese Bescheinigung dient zur Vorlage bei der Finanzbehörde (und ist gebührenpflichtig).
Rechnung und Überweisungsformular liegen bei. 

-Rechtsbehelfsbelehrung- 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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Ungültigkeitserklärung 
eines Drei-Jahres-Jagdscheines

Der durch die Polizei Hamburg am 15. Mai 2018 erteilte 
Jagdschein mit der Dokumentennummer 87846 der Frau 
Brigitte Leuchtenberger, geboren am 21. April 1964 in 
Hamburg, wohnhaft Up de Worth 11, 22391 Hamburg, ist 
verloren gegangen und wird hiermit für ungültig erklärt. 

Hamburg, den 18. September 2019

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – Amtl. Anz. S. 1516

Öffentliche Zustellung
Der Aufenthalt des Herrn Andrey Leskin, geboren am  

5. September 1963, ist unbekannt. Die letztbekannte An
schrift lautet Sootbörn 11, 22453 Hamburg.

Bei der Finanzbehörde Hamburg, Gänsemarkt 36, 20354 
Hamburg, neben der Hauptgeschäftsstelle (Zimmer 100), 
wird am 29. Oktober 2019 zur öffentlichen Zustellung nach 
§ 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes vom 12. August 
2005 (BGBl. I S. 2354, 2356), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044), eine Benachrich-
tigung ausgehängt, dass für den Genannten ein Festset-
zungsbescheid vom 30. September 2019 (Aktenzeichen: 
634/5 ND 13690W) montags bis freitags in der Zeit von  
8.00 Uhr bis 15.00 Uhr im Zimmer 100 unter obiger Adresse 
zur Abholung bereitliegt.

Durch die Zustellung werden Fristen in Gang gesetzt, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Die Zustellung gilt nach dem Verwaltungszustellungs-
gesetz (§ 10) am 12. November 2019 (Frist 14 Tage) als 
bewirkt.

Hamburg, den 29. Oktober 2019

Die Finanzbehörde 
– Anliegerbeiträge – Amtl. Anz. S. 1516

Öffentliche Auslegung des Antrages 
auf Einrichtung des Innovationsbereiches 

Waitzstraße/Beselerplatz II
Zur Stärkung des Einzelhandels- und Dienstleistungs-

zentrums in Othmarschen soll der Innovationsbereich 
Waitzstraße/Beselerplatz eingerichtet werden. Das Bezirks
amt Altona legt den Antrag der BID Projektgesellschaft 

mbH Zum Felde als Aufgabenträger gemäß § 5 Absatz 6 des 
Gesetzes zur Stärkung der Einzelhandels- und Dienstleis-
tungszentren vom 28. Dezember 2004 (HmbGVBl. S. 525), 
zuletzt geändert am 18. Juli 2017 (HmbGVBl. S. 225), 
öffentlich aus.

Der Antrag (Gebietsabgrenzung, Maßnahmen- und Fi
nanzierungskonzept) kann in der Zeit vom 29. Oktober 2019 
bis 29. November 2019 montags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
dienstags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr und donnerstags von 
8.00 Uhr bis 15.30 Uhr oder nach telefonischer Vereinba-
rung (040 / 4 28 11 - 63 63 oder 040 / 4 28 11 - 61 47) im Bezirks
amt Altona, Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Jes-
senstraße 1-3, Foyer im Erdgeschoss, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden.

Der Antrag kann außerdem im Internet eingesehen wer-
den unter htpp://www.bid.waitzstraße-hamburg.de.

Während der Auslegungszeit können Anregungen zu 
dem Antrag bei der genannten Dienststelle schriftlich oder 
zur Niederschrift vorgebracht werden.

Die Eigentümer der im Innovationsbereich belegenen 
Grundstücke haben während der Auslegungszeit das Recht, 
der Einrichtung des Innovationsbereichs zu widersprechen.

Ein Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der genannten Dienststelle einzulegen. Nicht fristge-
recht eingelegte Widersprüche können nicht berücksichtigt 
werden.

Hamburg, den 29. Oktober 2019

Das Bezirksamt Altona Amtl. Anz. S. 1516

Veränderung der Benutzbarkeit 
der öffentlichen Wegefläche Uferstraße 

im Bezirk Hamburg-Nord
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) in der jeweils gültigen Fassung wird die 
bestehende Widmung für das im Bezirk Hamburg-Nord in 
der Gemarkung Barmbek, Ortsteil 415, zwischen der 
Richardstraße und der Finkenau belegene Teilstück der 
Uferstraße (Flurstück 895 teilweise) um den Radverkehr 
erweitert.

Hamburg, den 15. Oktober 2019

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 1516
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Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 19 A 0394

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

Deutscher Wetterdienst,  
Frahmredder 95, 22393 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung, ggf. aufgeteilt nach 
Losen

Erweiterung des vorhandenen Messfeldbereiches um 
ein zusätzliches Messfeld.

Aufstellung von 2 Netzunterverteilern für Starkstrom 
und Daten/FM.

Einspeisung der 2 Netzunterverteiler vom vorhande-
nen Verteiler.

Verlegung von Starkstrom-, Daten- sowie Potentialaus-
gleichsleitungen von den neuen zwei Netzuntervertei-
ler zu den 14 Messstandorten im bauseits vorhandenen 
erdgleichen Kabelzugsystem.

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 48. KW 2019

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen: 2. KW 2020

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D437626604

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 5. November 2019 um 
10.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 3. Dezember 2019.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
5. November 2019 um 10.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 21. Oktober 2019

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 953

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 19 A 0391

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

Deutscher Wetterdienst,  
Frahmredder 95, 22393 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung, ggf. aufgeteilt nach 
Losen

Erweiterung des vorhandenen Messfeldbereiches um 
ein zusätzliches Messfeld.

Straßenbauarbeiten zur Herstellung von Plattenwegen, 
Verlegen von Kabelkunststoffkanälen und Herstellung 
von Fundamenten für Messtechnik.

– 	 100 m² Herrichten des Geländes

– 	 95 m² Liefern und Verlegen von  
Betongehwegplatten

– 	 60 m Herstellen der Randeinfassung

– 	 18 Stück Erstellung von  
Fertigteilbetonfundamenten

– 	 20 m Liefern und Verlegen von KG-Rohren 
DN 100 als Kabelschutzrohr

– 	 2 Stück Lieferung und Einbau von Kabelschächten

– 	 45 m Lieferung und Einbau von  
erdverlegten Kabelkunststoffkanälen

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 48. KW 2019

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen: 2. KW 2020

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D437616595

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 7. November 2019 um 
10.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 5. Dezember 2019.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

7. November 2019 um 10.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 22. Oktober 2019

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 954
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 258-19 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Innensanierung Hauptgebäude,  
Timmerloh 27-29 in 22417 Hamburg

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 491.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Februar 2020 bis Mai 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. November 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 17. Oktober 2019

Die Finanzbehörde 955

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 266-19 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Innensanierung des Hauptgebäudes,  
Timmerloh 27-29 in 22417 Hamburg

Bauauftrag: Parkett

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 36.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Juni 2020 bis Februar 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. November 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 18. Oktober 2019

Die Finanzbehörde 956

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH UVO ÖA 029-19 DK 

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umzugsleistungen, Timmerloh 27-29 in 22417 Hamburg

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 53.000,– Euro

Ausführungszeitraum voraussichtlich: 
ca. August 2020 bis Juli 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. November 2019 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: 

http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Ver-
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
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Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/

Hamburg, den 18. Oktober 2019

Die Finanzbehörde 957

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 264-19 LG
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Innensanierung Hauptgebäude,  
Timmerloh 27-29 in 22417 Hamburg
Bauauftrag: Heizung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 174.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Februar 2020 bis Juni 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
8. November 2019 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 18. Oktober 2019

Die Finanzbehörde 958

Amtl. Anz. Nr. 85Dienstag, den 29. Oktober 2019

Sonstige Mitteilungen

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 012-19 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Klassengebäude,  
Prassekstraße 5 in 21109 Hamburg
Bauauftrag: Holzbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 428.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. 2. Dezember 2019 bis 27. Februar 2020
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
8. November 2019 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 

Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www.gmh-hamburg.de/ 
ausschreibungen/bauausschreibungen.html

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 21. Oktober 2019

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 959
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